
 

Seite 1 von 6 

Schönen guten Tag, 

wir sind die Wählervereinigung „Die Stadtisten e. V.“ und seit 2014 im Stuttgarter Gemeinderat 
vertreten. Auch wir blicken mit Spannung auf die kommende Landtagswahl. In diesem Zuge haben 
wir einen Fragenkatalog erstellt, der für uns wichtige Themen aufgreift, die das Leben in der 
Kommune betreffen und in einem unmittelbaren Zusammenhang mit landespolitischen 
Entscheidungen stehen. 

Wir würden uns sehr über Ihre Beantwortung dieser Fragen freuen, um sie im Anschluss auf 
unseren Social-Media Kanälen zu veröffentlichen. 

Mit Grüßen aus der Landeshauptstadt 

der Vorstand der Stadtisten 

 

Wirtschaft 

1. In welchen Wirtschaftszweigen sehen Sie das größte Entwicklungspotenzial für die 
Wohlstandssicherung des Standorts Baden-Württemberg? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Die Metropolregion Stuttgart gehört mit dem Cyber Valley (Kooperation zwischen Stuttgart 
und Tübingen) und dem IPAI in Heilbronn bundesweit zu den leistungsstärksten Zentren 
modernster technologischer Entwicklungen. Wie wollen Sie die Synergien dieser 
zukunftsweisenden Potenziale konkret fördern? 
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Verwaltung und Bürokratie 

1. Bürokratieabbau und Digitalisierung: Wie werden Sie Kommunen technisch und finanziell 
so ausstatten, dass eine Vernetzung mit der Landesebene möglich wird? Beabsichtigen 
Sie, ein Landesgesetz für einheitliche IT-Standards zu verabschieden? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Welche Maßnahmen planen Sie angesichts sinkender Steuereinnahmen, um Kommunen 

finanziell zu entlasten/unterstützen? 
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Verkehr / ÖPNV 

1. Mobilitätsgarantie (in Ballungsgebieten 15-Minuten-Takt, in ländlichen Räumen 30 
Minuten) klingt gut, aber wer finanziert die massiven Betriebskosten, wenn die Kommunen 
schon jetzt am Limit sind? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Unterstützen Sie eine Reform des Landesstraßengesetzes, die den Vorrang der 

Schulwegsicherheit vor der „Leichtigkeit des Autoverkehrs“ rechtlich verbindlich 
vorschreibt? 
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Kultur 

1. Schutzschirm für Kommunen: Kultur ist eine freiwillige Aufgabe – wie wollen Sie die 
Kommunen in diesem Bereich angesichts leerer Kassen finanziell unterstützen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stehen Sie hinter den gefassten Beschlüssen seitens Land und der Stadt Stuttgart 

hinsichtlich der Sanierung der Württembergischen Staatstheater samt Interimsbau? Falls 
nicht: Welche Alternativen bieten Sie an? 
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Soziales und Bildung 

1. Wie wollen Sie dem Fachkräftemangel in Bildung und Betreuung (von Kita bis Schulende) 
begegnen, ohne die Qualität zu senken? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stuttgart braucht mehr als nur Schlafplätze – mit welchen Landesförderprogrammen 

wollen Sie Kommunen dabei unterstützten, „dritte Orte“ und quartiersbezogene 
Begegnungszentren zu finanzieren, um der wachsenden sozialen Vereinsamung in 
unseren Stadtteilen entgegenzuwirken? 
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Wohnen 

1. Ein spezifisches Hemmnis der Innenentwicklung ist die Stellplatzpflicht. Bei der 
Aufstockung von Gebäuden ist der Nachweis zusätzlicher Stellplätze auf dem Grundstück 
oft physisch unmöglich. Setzten Sie sich für einen vollständigen Verzicht der 
Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand ein, um Wohnraum nicht an 
Auto-Stellplätzen scheitern zu lassen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Kommunales Quartiersförderprogramm: Setzen Sie sich für ein integriertes 

Förderprogramm ein, das Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen (Gewerbe, Kultur, 
soziale Infrastruktur) kombiniert? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


	Wirtschaft_1: Baden-Württemberg mit seinem starken Maschinen- und Anlagenbau, dem Automobilsektor, der chemisch-pharmazeutischen Industrie, mittelständischen Familienunternehmen, dem Einzelhandel und dem Handwerk ist einer der stärksten Wirtschafts- und Industriestandorte in Europa. Dieser Spitzenplatz muss gesichert und ausgebaut werden, ohne sich einseitig auf einzelne Wirtschaftszweige festzulegen. Es braucht vielmehr klare Strategien für die Transformation unserer Wirtschaft – nicht nur im Automobilsektor. Dabei sollen die Wachstums- und Stärkungsinitiativen des Landes auf weitere Schlüsselbranchen wie den Anlagen- und Maschinenbau ausgeweitet und die unterschiedlichen Stärken und Herausforderungen der Regionen ernstgenommen werden: vom industriellen Kern im Südwesten bis zu den innovativen Mittelständlern auf dem Land. Beiräte für regionale Transformation mit den Gewerkschaften, Kammern, Unternehmensverbänden und Arbeitsagenturen sollen gemeinsame Maßnahmenpakete erarbeiten. Mit einer Transformationsmilliarde will die SPD die Infrastruktur im Land ausbauen und Innovationen fördern. Eine Innovations-Offensive soll die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft sichern und die Produktivität steigern. Baden-Württemberg muss zudem in der Start-up-Förderung aktiver werden. 
Regionale und kommunale Gründungszentren müssen gestärkt und die Startup-Finanzierung ausgeweitet werden, sowohl in der ersten Gründungsphase als auch in der Wachstumsphase.
	Wirtschaft_2: Einzelne Leuchttürme wie das CyberValley Stuttgart/Tübingen und der Innovationspark Künstliche Intelligenz in Heilbronn müssen so weiterentwickelt werden, dass sie Wirtschaft und Wissenschaft im ganzen Land nützen. Baden-Württemberg ist mit seinen Hightech-Zentren ein dezentralisierter Innovationsstandort. Damit Unternehmen landesweit davon profitieren können, wird die SPD Forschungs- und Entwicklungsstandorte besser vernetzen, sodass Innovationen als Anwendungen landesweit in Unternehmen und Einrichtungen ankommen und Synergien in der anwendungsorientierten Forschung entstehen.
Mit einer Innovations-Offensive wird die SPD die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sichern und die Produktivität steigern. Die SPD wird dafür sorgen, dass Förderprogramme wie z.B. zu KI und Batteriezellforschung sowie Einrichtungen wie z.B. das CyberValley ihre Forschung besser in den Transfer von Grundlagen und in die Produktion umsetzen. Ziel muss sein, neben Arbeitsplätzen in der Forschung tarifgebundene Facharbeitsplätze in der Produktion zu sichern und auszubauen.

	Verwaltung_und_Buerokratie_1: Für uns ist ein effizienter und reaktionsfähiger Staat Grundvoraussetzung für eine lebendige Demokratie und Bedingung hierfür eine vollständige Digitalisierung von Verwaltungsprozessen. Um neue Prozesse aufzusetzen und zu digitalisieren brauchen wir auch eine Kultur, die Fehler zulässt um aus den Erfahrungen lernen zu können. Es ist dem Innenministerium in den letzten Jahren nicht gelungen, das Querschnittsthema Digitalisierung zu steuern. Wir fordern deshalb ein Ministerium für Digitalisierung & Kommunen. Wir konzentrieren uns auf die 80 Prozent der meistgenutzten Leistungen im Rahmen des Onlinezugangsgesetzes – wie Ausweis, Führerschein, Meldewesen, Bauantrag, Elterngeld – und bringen sie innerhalb von fünf Jahren online. Fachministerien liefern dazu die entsprechenden Verfahren, Kommunen schalten sie mit wenigen Klicks frei. Digitalisierung braucht Mut: Wir setzen auf vollständig digitalisierte Prozesse (Ende-zu-Ende-Digitalisierung) und bauen gleichzeitig landesweite „Digitale Bürgerstellen“, die Papierformulare digitalisieren oder als Verwaltungslotsen bei Online-Anträgen helfen. So bleibt niemand zurück. 
	Verwaltung_und_Buerokratie_2: Wer bestellt, zahlt auch.  
Wer auf Landesebene neue Pflichten erlässt, finanziert sie künftig vollständig und dynamisch. Damit beenden wir den jahrelangen Kostendurchmarsch von oben nach unten, der Kassen leerfegt und Bürgerdienste bedroht. Eine Verfassungsänderung schafft Rechtsklarheit und verhindert Dauerstreit vor Gericht. Ein Beispiel dafür sind die Mehrkosten des neuen Bundesteilhabegesetzes für Land- und Stadtkreise. Hier lässt die grün-schwarze Landesregierung die kommunale Ebene seit Jahren im Regen stehen und kommt seinen zugesagten Verpflichtungen nicht nach. Darüber hinaus werden wir uns im Bund dafür einsetzen, dass die Kommunen, beispielsweise durch zusätzliche Umsatzsteuerpunkte (von Bund und Land), zusätzliche Einnahmequellen erhalten, um gegenüber konjunkturellen Schwankungen weniger anfällig zu sein.

	Verkehr_OEPNV_1: Die Verkehrsfinanzierung des öffentlichen Verkehrs muss neu strukturiert und vereinfacht werden. Sie muss sicherstellen, dass ein gutes Angebot im 15-Minuten-Takt in Städten und im 30-Minuten-Takt in ländlichen Räumen umgesetzt ist. 
Wir machen öffentlichen Verkehr zur kommunalen Pflichtaufgabe. Daraus folgt, dass das Land Haushaltsmittel bereitstellen muss. Diese große Aufgabe wollen wir als strategischen 
Prozess mit den Beteiligten im öffentlichen Verkehr angehen.

	Verkehr_OEPNV_2: Eine solche Gesetzesreform kann nur ein Baustein sein, um das Ziel einer Vision Zero weiter voranzubringen. Eine grundsätzliche Höchstgeschwindigkeit von Tempo 30 vor besonders sensiblen Bereichen (u.a. Kindergärten, Schulen, Seniorenheime) wäre eine weitere konkrete Maßnahme. Wir wollen aber auch, dass Rad- und Fußverkehr bei der Städte- und Verkehrsplanung immer mitgedacht wird – bei Neubauten, Sanierungen und der Stadtentwicklung. Auch dies kann die Zahl von Verkehrsunfällen senken.

	Kultur_1: Die Kulturlandschaft in Baden-Württemberg steht unter enormem Finanzdruck. Auch wenn die Landesregierung Erhöhungen im Kulturetat verkündet, reichen diese nicht aus, um Tarifsteigerungen und gestiegene Betriebskosten zu kompensieren. Der finanzielle Druck, der aktuell auf den Kommunen lastet, tut sein Übriges. Die grün-schwarze Landesregierung hat es versäumt, die Kulturfinanzierung zukunftssicher zu gestalten, und gefährdet so die reiche Kulturlandschaft Baden-Württembergs. Eine verlässliche Finanzierung und transparente Förderung bilden deshalb die Grundlage der SPD-Kulturpolitik. So werden die Strukturen in der Kultur erhalten, die über Jahrzehnte gewachsen sind und sich bewährt haben.
Zudem wird die SPD mehr Mittel für Privattheater zur Verfügung stellen, die Vereine der Breitenkultur bei der Bürokratie, den steigenden Kosten und den GEMA-Gebühren entlasten, Nachtleben und Clubs unterstützen, ein Förderprogramm für migrantische Perspektiven in Kunst und Kultur aufsetzen, Vielfalt und Inklusion in der Kultur durch die wichtige Arbeit des Zentrums für kulturelle Teilhabe Baden-Württemberg sichern und Soziokulturelle Zentren als Orte des Ehrenamts unterstützen. Darüber hinaus wird die SPD einen Fördertopf für Investitionen in Kulturinstitutionen einrichten, um z.B. die Sanierung von Spielstätten in den Kommunen zu unterstützen. Auf diese Weise werden die Kommunen bei der Kultur direkt entlastet.
	Kultur_2: Die bisherigen Planungen der Opernsanierung in Stuttgart müssen neu bewertet werden. Statt einer teuren Zwischenlösung muss ein neues Opernhaus auf langfristig nutzbarem Gelände errichtet werden. Es ist nicht vertretbar, ein Interimsgebäude für weit über hundert Millionen Euro zu bauen, um es nach nur wenigen Jahren wieder zurückzubauen. Deshalb wird sich die SPD für einen Opernneubau einsetzen. Anschließend kann der Littmann-Bau für das Stuttgarter Ballett und den Konzertbetrieb saniert werden. Dabei können Kosten gespart werden, denn der Einbau der intensiv diskutierten Kreuzbühne ist dann nicht mehr notwendig.
Von einem neuen Opernhaus in Stuttgart werden nicht nur die Stuttgarter Bürger:innen profitieren, sondern alle Bürger:innen in Baden-Württemberg. Es gilt, nicht nur die Kultur in der Breite, sondern auch die Spitze angemessen zu stärken. Mit einem Opernneubau schaffen wir etwas Bleibendes für die Kultur, nämlich moderne Spielstätten, die den künstlerischen Qualitäten der Stuttgarter Oper und des Stuttgarter Balletts angemessen sind. So erreichen wir eine echte Wertschöpfung für die baden-württembergische Kulturlandschaft.
	Soziales_und_Bildung_1: Die SPD wird zusätzliche Plätze im Lehramtsstudium schaffen, um den Bedarfen entsprechend weitere Lehrkräfte einzustellen. Wir werden den Quer- und Direkteinstieg ausbauen und die Krankheitsvertretungsreserve erhöhen. Lehrkräfte werden wir durch multiprofessionelle Teams entlasten und an den Schulen IT-Fachkräfte einstellen – damit Lehrkräfte sich auf ihre Kernaufgabe konzentrieren können: das Unterrichten. Schulleitungen werden wir durch Schulleitungs-Referent:innen unterstützen. Wir werden für alle an den Schulen tätigen Personen attraktive Rahmenbedingungen schaffen und uns für eine faire Bezahlung einsetzen. Dazu gehört beispielsweise die Erhöhung der Besoldung von Grundschullehrkräften auf die Stufe A13. Außerdem werden wir ein flexibles Vorgriffstundenmodell einführen und das Modell der Altersermäßigung erweitern. Die dafür notwendigen pädagogischen Fachkräfte in Kitas gewinnen wir, indem wir 50 Mio. Euro in die Hand nehmen, um den Direkteinstieg in die Kita-Arbeit sowie die praxisintegrierte Ausbildung zu stärken. Darüber hinaus sorgen Anreize zur Rückkehr, Aufstockung von Teilzeit sowie attraktive berufliche Perspektiven für bessere Arbeitsbedingungen. Dazu gehören multiprofessionelle Teams sowie Verwaltungs- und Hauswirtschaftskräfte, mit denen wir dem Fachkräftemangel begegnen. Grundsätzlich sind wir der Auffassung, dass durch sinkende Kinderzahlen frei werdende finanzielle Kapazitäten in die Verbesserung der Qualität der Einrichtungen investiert werden müssen.
	Soziales_und_Bildung_2: Nach dem Prinzip "Ortskern zuerst" wollen wir die Schaffung von neuem barrierefreiem und bezahlbarem Wohnraum im Mehrgeschossbau in den Zentren unserer kleinen und mittleren Kommunen sowie großstädtischer Quartiere bevorzugt fördern.
Insbesondere soll dies durch Nachverdichtung im Ortskern geschehen, einhergehend mit einer Aufwertung des gesamten Quartiers. Diese neuen Wohnangebote sollen Gemeinschaftsräume bieten, in denen soziale Begegnungen stattfinden, etwa durch Dritte Orte (Orte bzw. Häuser der Begegnung) sowie Cafés und Einkaufsmöglichkeiten, aber auch Platz für Pflegeangebote, Apotheken und Arztpraxen. Diese Einrichtungen können der gesamten Gemeinde von Jung bis Alt zugutekommen. Auf diese Weise wird nicht nur altersgerechtes Wohnen ermöglicht, sondern zugleich Einsamkeit verringert und das soziale Leben im Quartier gestärkt.
Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Landesprogrammen, die wir in ihrer gesamten Breite weiter fördern wollen.
	Wohnen_1: Nein. Wir wollen allerdings die Entscheidung, wie viele Stellplätze vor Ort benötigt werden, in die Hände der Kommunen legen.

Bereits jetzt sieht die Landesbauordnung bei der Schaffung von zusätzlichem Wohnraum im Bestand keine Pflicht zur Erstellung von Stellplätzen vor. Für Neubauten, beispielsweise auch beim Schließen von Baulücken, gilt diese Erleichterung jedoch nicht immer. Gerade Nachverdichtungen im eng besiedelten urbanen Raum stoßen jedoch oft auf ein gut ausgebautes ÖPNV-Netz, Fahrradinfrastruktur und kurze Wege, die es vielen Haushalten ermöglichen, gut ohne ein eigenes Kfz auszukommen. Dort schaffen Stellplätze für Kfz keinen Mehrwert, treiben allerdings die Baukosten um bis zu ein Drittel nach oben.

Daher plädieren wir für die vollständige Kommunalisierung des Stellplatzschlüssels. Denn so kann jede Kommune anhand der Voraussetzungen vor Ort selbst festlegen, wie viele Stellplätze sie für ein Neubauprojekt für erforderlich hält. Damit können die Kommunen im ländlichen Teil Baden-Württembergs zugleich der dort ungleich wichtigeren Rolle des Autos für die Mobilität Rechnung tragen.
	Wohnen_2: Ja. Wir sprechen uns für eine gezielte Förderung solcher Projekte aus.
Die SPD hat sich im Landtag bereits in der laufenden Legislaturperiode für eine Initiative für mehr barrierefreien, bezahlbaren Wohnraum im Ortskern einhergehend mit einer Quartiersaufwertung ausgesprochen. Der Wohnraum zielt dabei vor allem auf den Umgang mit dem demographischen Wandel und soll Senior:innen eine passende Alternative zum alten Einfamilienhaus am Ortsrand bieten. Dieses ist oft zu groß geworden und nicht barrierefrei, kann aber nach erfolgtem Umzug durch eine junge Familie neu belebt und weiter genutzt werden – und setzt dann seinerseits die ehemalige Wohnung dieser Familie neu auf dem Markt frei und sorgt so für die Entstehung einer ganzen Kaskade von Umzügen.
Die neu geschaffenen Einheiten im Ortskern sollen dann zugleich als soziale Orte für Menschen im Dorf, der Kleinstadt oder im Quartier nutzbar sein. Deswegen sollen sie im Gebäude Gemeinschaftsflächen und gemeinsam nutzbare Räume vorsehen. Dies können Orte zur Ausübung sportlicher oder gesellschaftlicher Aktivitäten, für Nahversorgung, kommunale oder soziale Einrichtungen, Cafés oder Stätten der Begegnung sein.
Aufgrund der mehrfachen durch sie ausgelösten positiven Effekte sprechen wir uns außerdem dafür aus, diese Projekte in der Vergabe der Mittel für Wohnraumförderung bevorzugt zu berücksichtigen.


